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Drucksache VI/ 29 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 29. Oktober 1969 

III/l — 68070 — E — Be 2/69 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Besoldungsrecht in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vorschlag 
der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung des Rates zur Änderung der Berichtigungs- 
koeffizienten für die Dienst- und Versorgungsbezüge der 
Beamten. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 15. Oktober 
1969 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Ge- 
meinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- 
und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissionsvorschlag 
ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Verabschiedung des Kommissionsvor- 
schlages durch den Rat ist zu rechnen. 

Eine Begründung war dem Kommissionsvorschlag nicht beige- 
fügt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Scheel 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 1 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfadi 821, Goethestraße 54, Tel. (0 22 29) 6 35 51 
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Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Vorschlag einer Verordnung des Rates 
zur Änderung der Berichtigungskoeffizienten für die Dienst- 
und Versorgungsbezüge der Beamten 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Einsetzung eines 
gemeinsamen Rates und einer gemeinsamen Kom- 
mission der Europäischen Gemeinschaften, 

gestützt auf die Artikel 64, 65 und 82 des Statuts 
der Beamten der Europäischen Gemeinschaften, 

gestützt auf die Vorschläge der Kommission zur 
Änderung des Statuts der Beamten der Europäischen 
Gemeinschaften und der Besdiäftigungsbedingungen 
für die sonstigen Bediensteten der Gemeinschaften, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Diese Vorschläge enthalten eine neue Tabelle der 
Grundgehälter, die eine Anpassung der Berichti- 
gungskoeffizienten erforderlich macht. 

Aufgrund der vom Statistischen Amt im Einver- 
nehmen mit den nationalen statistischen Ämtern 
festgesetzten Verbrauchergeldparitäten (Stand vom 
1. Juli 1968) und angesichts der Lebensbedingungen 
an den verschiedenen Dienstorten hat es sich als 
notwendig erwiesen, die Berichtigungskoeffizienten 
für die Dienst- und Versorgungsbezüge der Beamten 
zu ändern — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Verordnung (EWG, Euratom, EGKS) Nr, 1748/ 
68 des Rates vom 29. Oktober 1968 zur Änderung 
der Berichtigungskoeffizienten für die Dienst- und 
Versorgungsbezüge der Beamten wird mit Wir- 
kung vom 1. Januar 1969 aufgehoben. 

Artikel 2 

Die Berichtigungskoeffizienten für die Dienst- 
bezüge der in einem der nachstehend aufgeführten 
Länder, Gebiete oder Orte dienstlich verwendeten 
Beamten werden wie folgt festgesetzt: 


Belgien 100 Vo 

Bundesrepublik Deutschland 99 Vo 


Frankreich 117Vo 

Italien lOOVo 

Großherzogtum Luxemburg 99 ^/o 

Niederlande 99 ®/o 

Vereinigtes Königreich 101 Vo 

Schweiz 102Vo 


Artikel 3 

Der gemäß Artikel 82 Absatz 1 Unterabsatz 2 des 
Statuts auf die Versorgungsbezüge anzuwendende 
Berichtigungskoeffizient ist der Koeffizient, der 
nachstehend für das Land der Gemeinschaften an- 
gegeben ist, in dem der Versorgungsberechtigte 
seinen Wohnsitz zu nehmen erklärt: 


Belgien 100 Vo 

Bundesrepublik Deutschland 99 Vo 

Frankreich 117Vo 

Italien 100 Vo 

Großherzogtum Luxemburg 99 Vo 

Niederlande 96 Vo 


Erklärt der Versorgungsberechtigte, seinen Wohn- 
sitz in einem anderen als den oben aufgeführten 
Ländern zu nehmen, so ist der Berichtigungskoeffi- 
zient für die Versorgungsbezüge der Koeffizient, der 
für Belgien festgesetzt wurde. 

Artikel 4 

Die in den Artikeln 2 und 3 festgesetzten Berich- 
tigungskoeffizienten sind ab 1. Januar 1969 an- 
wendbar. 

Artikel 5 

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Ver- 
öffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 

Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 269 

vom 5. November 1968, S. 1 


Geschehen zu Luxemburg, am 


2 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 



